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STAATSGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1945 Ausgegeben am 8. September 1945 35. Stück

143. Verfassungsgesetz: Wiedererrichtung des selbständigen Landes Burgenland (Burgenlandgesetz).
144. Verordnung: Verlegung der Bezirksgerichte Matzen und Marchegg nach Gänserndorf und die Errichtung

eines Bezirksgerichtes Gänserndorf.
145. Verordnung: Erleichterungen für Anwärter der Rechtsberufe anläßlich der Wiederherstellung der österrei-

chischen Rechtspflege (Einrechnungsvorschrift 1945).
146. Verordnung: Einschränkung des Familienunterhaltes.

1 4 3 . Verfassungsgesetz vom 29. August 1945
über die Wiedererrichtung des selbständigen

Landes Burgenland (Burgenlandgesetz).

Die Provisorische Staatsregierung hat be-
schlossen:

Artikel I.
Die Vorläufige Verfassung wird wie folgt

geändert:
1. Dem § 2 wird als zweiter Satz angefügt:
„Das Burgenland wird wieder als selbständiges

Land der Republik errichtet."
2. § 3, Abs. (2), Punkt 2, lautet:
„2. Die Grenzen zwischen dem Land Nieder-

österreich und dem Burgenlande werden nach
dem Stande vom 1. März 1938 wiederhergestellt;
doch ist durch ein von der Provisorischen Staats-
regierung zu bestätigendes Einvernehmen der
beiden Länder eine Grenzberichtigung im ein-
zelnen bis 1. Jänner 1946 vorzunehmen."

Artikel II.
(1) Grunds tücke , die ehemals im Eigen tum des

Burgenlandes gestanden u n d mi t 15. O k t o b e r
1938 in das E igen tum des Landes Niederös te r -
reich oder des Landes Ste iermark übergegangen
sind, gehen wieder in das E igen tum des Burgen-
landes über .

(2) Ü b e r finanzielle Auseinanderse tzungen, die
anläßlich der Wiedere r r ich tung des Burgenlandes
als eines selbständigen Landes erforderlich
werden , u n d über die dami t zusammenhängen-
den M a ß n a h m e n entscheidet die Provisorische
Staatsregierung nach A n h ö r u n g der Provisor i -
schen Landesausschüsse der beteil igten Länder .

(3) Verfügungen nach Abs. (2) begründen
Rechte und Pflichten der Beteiligten u n d be-
wi rken den Übergang , die Beschränkung u n d
Aufhebung von dinglichen Rechten .

Artikel III.
Die Maßnahmen nach Artikel II sind frei von

Abgaben und Lasten.

Artikel IV.
Das in den einzelnem Gebietsteilen des wieder-

errichteten Landes Burgenland geltende Recht
bleibt mit dem gleichen örtlichen Geltungs-
bereich vorläufig in Wirksamkeit.

Artikel V.
(1) Dieses Verfassungsgesetz t r i t t am 1. O k -

tober 1945 in Wirksamkei t .
(2) Die zu seiner Durchführung erforderlichen

vorbereitenden Maßnahmen können sofort ge-
troffen werden.

Artikel VI.
Mit der Vollziehung dieses Verfassungsgesetzes

ist die Provisorische Staatsregierung betraut.

Renner
Schärf Figl Koplenig

Honner Fischer Gerö Zimmermann
Buchinger Heinl Korp Böhm Raab

1 4 4 . Verordnung des Staatsamtes für Justiz
vom 25. August 1945, betreffend die Ver-
legung der Bezirksgerichte Matzen und
Marchegg nach Gänserndorf und die Errich-

tung eines Bezirksgerichtes Gänserndorf.
Auf Grund des § 72, Abs. (2), des Gesetzes

vom 20. Juli 1945, St. G. Bl. Nr. 94, über die
Überleitung der Verwaltungs- und Justizeinrich-
tungen des Deutschen Reiches in die Rechts-
ordnung der Republik Österreich (Behörden-
Überleitungsgesetz — Behörden-ÜG.) wird ver-
ordnet:

Der Sitz der Bezirksgerichte Matzen und
Marchegg wird nach Gänserndorf verlegt, die
beiden Bezirksgerichte werden zu einem Bezirks-
gericht vereinigt, das die Amtsbezeichnung
,,Bezirksgericht Gänserndorf" zu führen hat und
dessen Sprengel die Gerichtsbezirke Matzen und
Marchegg umfaßt.

Diese Verordnung tritt mit dem Tage der
Kundmachung in Kraft.

Gerö
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145 . Verordnung des Staatsamtes für
Justiz vom 27. August 1945 über Erleich-
terungen für Anwärter der Rechtsberufe an-
läßlich der Wiederherstellung der öster-
reichischen Rechtspflege (Einrechnungsvor-

schrift 1945).
Auf Grund des § 14 des Gesetzes vom 3. Juli

1945, St. G. Bl. Nr. 47, über die Wiederherstel-
lung der österreichischen Gerichtsorganisation (Ge-
richtsorganisationsgesetz 1945 — GOG. 1945),
des § 12 des Gesetzes vom 31. Juli 1945, St. G.
Bl. Nr. 104, über die Wiederherstellung des öster-
reichischen Notariats (Notariatsordnung 1945 —
NO. 1945) und des § 10 des Gesetzes vom
31. Juli 1945, St. G. Bl. Nr. 103, über die Wieder-
herstellung der österreichischen Rechtsanwalt-
schaft (Rechtsanwaltsordnung 1945 — RAO.
1945) wird verordnet:

I. Richteramtsanwärter.

§ 1. (1) Richteramtsanwärtern werden Zeit-
räume, während der sie durch militärische Dienst-
leistung, aus einem anderen durch den Krieg ge-
gebenen Grund oder aus nationalen, sogenannten
rassischen oder politischen Gründen vom Antritt
oder der Fortsetzung der Gerichtspraxis ausge-
schlossen oder an der Vollendung ihrer Studien
verhindert waren (Behinderungszeit), in die vor-
geschriebene Dauer des Vorbereitungsdienstes
bis zu einem Höchstmaß von einem Jahr ein-
gerechnet.

(2) Wenn der aus nationalen, sogenannten rassi-
schen oder politischen Gründen vom Antritt oder
der Fortsetzung der Gerichtspraxis ausgeschlos-
sene Anwärter während der Behinderungszeit in
der Kanzlei eines Notars oder Rechtsanwaltes
oder an einer anderen mit Rechtsangelegenheiten
befaßten Stelle, bei einem Patentanwalt, im
Rechtsbüro einer Bank, Versicherungsanstalt oder
eines Industrieunternehmens oder bei einem
Steuerberater in Vollbeschäftigung rechtsberuflich
gearbeitet hat, so kann dieser Zeitraum einer
Gerichtspraxis gleichgehalten werden; die gesamte
Einrechnung nach Abs. (1) und (2) darf aber
zwei Jahre nicht übersteigen.

II. Rechtsanwaltsanwärter.

§ 2. (1) Rechtsanwaltsanwärtern wird eine Be-
hinderungszeit im Sinne des § 1, Abs. (1), in die
7-jährige praktische Verwendung (§ 2 RAO!),
auch in die Zeit, die nach erlangter Doktorwürde
bei einem Rechtsanwalt zugebracht werden muß
[§ 2, Abs. (1), lit. b, RAO.], und in die Praxis,
die der Erlangung der Substitutionsberechtigung
mit Erlassung der Rechtsanwaltsprüfung nach
§ 31, Abs. (3), ZPO. vorauszugehen hat, voll ein-
gerechnet.

(2) Vor Zulassung zur Rechtsanwaltsprüfung
(§ 3 RAO.) muß der Anwärter aber zwei und
vor Erteilung der Substitutionsberechtigung mit

Erlassung der Rechtsanwaltsprüfung [§ 31,
Abs. (3) ZPO.] ein Jahr Praxis bei einem
Rechtsanwalt [§ 2, Abs. (1), lit. b und c, RAO.]
tatsächlich vollstreckt haben.

(3) Bei Anwär t e rn , die aus nat ionalen, soge-
nannten rassischen oder politischen Gründen vom
Ant r i t t oder von der Fortsetzung der Praxis aus-
geschlossen und während der Behinderungszeit
mindestens ein J a h r in der im § 1, Abs. (2), a n -
gegebenen Ar t rechtsberuflich tätig waren, kön -
nen die im vorhergehenden Absatz angegebenen
Zei t räume auf die Hä l f t e herabgesetzt werden.

(4) Der Vorbereitungsdienst als Gerichtsrefe-
rendar ist der Verwendung bei Gericht oder bei
einem Anwa l t gleichzuhalten. Die Praxis als
Anwaltsassessor gilt als Praxis beim Rechts-
anwalt .

(5) Über die Einrechnung entscheidet der Aus-
schuß jener österreichischen Rechtsanwaltskammer,
in deren Liste der Anwär te r nach dem 27. April
1945 zuerst eingetragen wurde.

(6) Gegen die Entscheidung des Ausschusses
über die Einrechnung stehen die im § 30 R A O .
vorgesehenen Rechtsmittel offen.

§ 3 . Ein Rechtsanwaltsanwärter, dem eine
Behinderungszeit nach § 2 eingerechnet worden
ist, ist vom Erfordernis der juridischen Doktor -
würde [§ 1, Abs. (2), lit. c, R A O . ] befreit; das
erlangte Doktora t ist daher in diesem Falle auch
nicht Voraussetzung für die Praxis im Sinne des
§ 2, Abs. (1), lit. b, R A O .

III. Notar ia tskandidaten .

§ 4. (1) Notar ia tskandidaten wird eine Behin-
derungszeit im Sinne des § 1, Abs. (1), in die
praktische Verwendung, auch in die 4-jährige
Mindestpraxis nach § 6, lit. d, N O . , und in die
Praxis, die der Bestellung zum Substituten nach
§ 119 N O . vorauszugehen hat, voll eingerechnet.

(2) Vor Zulassung zur Notar iatsprüfung (§ 2
der Verordnung vom 11. Oktober 1854, R. G.
Bl. N r . 266) m u ß der Kandida t aber mindestens
ein J ah r und vor Bestellung zum Substituten
gemäß § 119, Abs. (3), Satz 1, N O . mindestens
zwei Jahre Praxis bei einem Nota r tatsächlich
vollstreckt haben.

(3) Bei Notar iatskandidaten, die aus nationalen,
sogenannten rassischen oder politischen Gründen
vom Antr i t t oder von der Fortsetzung der Praxis
ausgeschlossen und während der Behinderungs-
zeit mindestens ein J a h r in dar im § 1, Abs. (2),
angegebenen Ar t rechtsberuflich tätig waren, kön-
nen die im vorhergehenden Absatz angegebenen
Zeiträume auf die Häl f te herabgesetzt werden.

(4) Der Vorbereitungsdienst als Gerichtsrefe-
rendar ist der Verwendung bei einem N o t a r
gleichzuhalten. Die Praxis als Notarassessor gilt
als Praxis bei einem N o t a r .
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(5) Über die Einrechnung entscheidet die N o -
tariatskammer, in deren Liste der Notar ia t s -
kandida t nach dem 27. Apri l 1945 zuerst ein-
getragen wurde.

(6) Gegen die Entscheidung der Kammer über
die Einrechnung stehen die im § 118 N O . vor-
gesehenen Rechtsmittel offen.

IV. Gemeinsame Best immungen.

§ 5. (1) W u r d e die Behinderungszeit bereits
in die vorgeschriebene Studienzeit eingerechnet,
so ist eine nochmalige Einrechnung in die prak-
tische Verwendung in einem Justizberuf ausge-
schlossen.

(2) Das Einrechnungsbegehren kann gestellt
werden, sobald der Anwär te r drei Monate der
Praxis des Justizberufes, für den er die Einrech-
nung beansprucht, tatsächlich vollstreckt hat .

(3) Der Einrechnungswerber ha t die tatsäch-
lichen Voraussetzungen, auf die er sein Begehren
stützt, nachzuweisen.

§ 6. (1) Die Ablegung der ersten juristischen
Staatsprüfung (Verordnung vom 4. Jänner 1939,
Deutsches R . G. Bl. I S. 5, G. Bl. f. d. L. Ö.
N r . 116/1939) im Gebiet der Republik Öster-
reich wird der Ablegung der drei theoretischen
Staatsprüfungen an einer österreichischen Univer-
sität gleichgehalten, wenn der Anwär te r ent-
weder acht Semester Studienzeit oder — ein-
schließlich einer allfälligen Einrechnung — zwei
Jah re Praxis in einem Rechtsberuf aufweist.

(2) Die Große Staatsprüfung ersetzt sowohl
die Richteramtsprüfung als auch die Nota r i a t s -
und die Rechtsanwaltsprüfung.

Gerö

1 4 6 . Verordnung des Staatsamtes für so-
ziale Verwaltung im Einvernehmen mit den
beteiligten Staatsämtern vom 27. August 1945
über die Einschränkung des Familienunter-

haltes.
Auf Grund des § 7 des Gesetzes vom 24. Juli

1945, St. G. Bl. N r . 106, über die Einschränkung
des Familienunterhaltes wi rd verordnet :

§ 1. Zu den nach § 1, Abs. (1), des Gesetzes
vom 24. Juli 1945, St. G. Bl. N r . 106, über die
Einschränkung des Familienunterhaltes aufgeho-
benen Ergänzungs- und Durchführungsvorschrif-
ten gehören insbesondere:

1. die Verordnung zur Durchführung und Er-
gänzung des Einsatz-Familienunterhaltsgesetzes
( E F U D V ) vom 26. Juni 1940, Deutsches R. G.
Bl. I S. 912, in der Fassung der Verordnungen
vom 25. Oktober 1940, Deutsches R. G. Bl. I
S. 1397, vom 16. Juni 1941, Deutsches R . G.
Bl. I S. 320, und vom 27. Apri l 1942, Deutsches
R. G. Bl. I S. 248;

2. der Ausführungserlaß des Reichsministers
des Innern und des Reichsministers der Finanzen
vom 5. Mai 1942 (MBliV. S. 817);

3. alle Erlässe des Reichsministers des Innern
und des Reichsministers der Finanzen zur Aus-
führung der Räumungs-Familienunterhaltsverord-
nung vom 1. September 1939, Deutsches R. G.
Bl. I S. 1761.

§ 2 . Beträge, die auf Grund des Einsatz-
Familienunterhaltsgesetzes bis zum 27. Apri l
1945 an die Unterhaltsberechtigten im Postver-
kehr bereits überwiesen wurden, gelten als bis
zu diesem Stichtage flüssig gemacht. Sind solche
Beträge als unbestellbar rückgelangt, so sind sie
auszuzahlen, wenn sich der Anspruchsberechtigte
meldet.

§ 3 . W e r als hilfsbedürftig [§ 2, Abs. (1), des
Gesetzes] anzusehen ist, welche Leistungen zu ge-
währen sind, inwieweit die eigene Arbeitskraft
und eigenes Vermögen einzusetzen ist sowie
eigene Einkünfte anzurechnen sind, richtet sich
nach den Vorschriften und Grundsätzen der
öffentlichen Fürsorge.

§ 4. (1) Der Familienunterhalt darf nicht dazu
führen, daß den Angehörigen für ihren laufenden
notwendigen Lebensbedarf gegenüber der Zeit
vor der Einberufung des Ernährers größere Mit-
tel zur Verfügung stehen.

(2) Der in die Haushaltsgemeinschaft zurück-
gekehrte Einberufene ha t für seine Person auf
keinen Fall Anspruch auf Familienunterhalt .

(3) Freiwillige Zuwendungen, die der Dienst-
geber des Einberufenen dessen Angehörigen zu-
kommen läßt, werden auf die Abschlagszahlun-
gen nicht angerechnet, insoweit ihr Ausmaß
Leistungen des Familienunterhaltes nicht über-
haupt ungerechtfertigt erscheinen läßt . O b dies
zutrifft, ist nach den vom zuständigen Fürsorge-
verband für die öffentliche Fürsorge aufgestellten
Richtsätzen zu beurteilen.

(4) Wirtschaftsbeihilfen zur Erhal tung und
Fortführung des Betriebes werden nicht gewährt .
In Fällen, in denen solche Wirtschaftsbeihilfen
nach den bisherigen Vorschriften zuerkannt wor-
den sind, werden die als Familienunterhalt vor-
gesehenen Abschlagszahlungen gewährt , sofern
die Voraussetzungen des Gesetzes über die Ein-
schränkung des Familienunterhaltes zutreffen.

(5) Räumungsfamilienunterhalt wird nicht mehr
gewährt . Sind bei Zusammentreffen von Ansprü-
chen auf Räumungsfamilienunterhalt mit solchen
auf Einsatz-Familienunterhalt Leistungen nach
den für den Empfänger günstigeren Vorschriften
als Räumungs-Famil ienunterha l t zue rkann t w o r -
den, so sind, sofern die Voraussetzungen des
Gesetzes über die Einschränkung des Familien-
unterhaltes zutreffen, die als Familienunterhalt
vorgesehenen Abschlagszahlungen zu gewähren.
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(6) Übergangs-, Notstands- und sonstige Bei-
hilfen und besondere Zuwendungen des früheren
Familienunterhaltsrechtes werden nicht mehr ge-
währt.

§ 5. Als Tag, an dem der Einberufene zu
seinen Angehörigen zurückkehren konnte [§ 2,
Abs. (1), des Gesetzes], gilt der Tag, an dem er
aus einem mit seiner Einberufung zusammen-
hängenden Grund bei Berücksichtigung aller
Zwischenfälle nicht mehr verhindert war, die
Haushaltsgemeinschaft mit seinen Angehörigen
wieder aufzunehmen.

§ 6. (i) Angehörige von Militärpersonen,
denen die Kriegsbesoldung oder die Friedens-
gebührnisse eingestellt worden sind, haben sich mit
einer Bestätigung der für sie zuständigen mili-
tärischen Stelle über ihre Zugehörigkeit zu den in
§ 2, Abs. (2), des Gesetzes angeführten Personen
auszuweisen. Dies gilt nicht für Personen, deren
Anspruchsberechtigung aus Anlaß eines voran-
gegangenen Bezuges von Familienunterhalt ein-
gestellt wurde.

(2) Wenn einer der in Abs. (1) genannten Per-
sonen oder ihren Hinterbliebenen eine staat-
liche Versorgung zuerkannt wird, so haben die
zuständige militärische Behörde und der Empfän-
ger die zuständige Bezirksverwaltungsbehörde
hievon zwecks Einstellung des Familienunter-
haltes zu verständigen. Die für einen gleichen
Zeitraum bereits geleisteten Zahlungen an Fami-
lienunterhalt sind zu ersetzen.

§ 7. (1) Die Landesinvalidenämter und die
Empfänger von Familienunterhalt sind ver-
pflichtet, die zuständige Bezirksverwaltungs-
behörde von der Zuerkennung von Leistungen
der Kriegsopferfürsorge wegen Einstellung des
Familienunterhaltes zu verständigen. Der für den
gleichen Zeitraum gewährte Familienunterhalt
ist auf diese Leistungen anzurechnen und zu er-
setzen.

§ 8. Insolange einem Ansuchen um Nachsicht
von den Bestimmungen der Artikel II bis IV
des Verbotsgesetzes vom 8. Mai 1945, St. G. Bl.
Nr. 13, oder einem Einspruch gegen die Auf-
nahme eines vermeintlich Nichtregistrierungs-
pflichtigen nicht stattgegeben wurde, gelten als
von der Gewährung der Abschlagszahlung nach
§ 3, Ziffer 2, des Gesetzes ausgeschlossen solche
Personen, die nach den Eintragungen im Melde-
blatt, Beilage 1, zur NS - Registr. - Vdg. vom
11. Juni 1945, St. G.Bl. Nr. 18, als Illegale,
Mitglieder der SS oder Inhaber einer Funktion
in der NSDAP oder in den Wehrverbänden (SA,
NSKK, NSFK) angemeldet erscheinen. Das gleiche
gilt, wenn eine Meldung zwar nicht erfolgt, der
Behörde aber amtlich bekannt ist, daß die An-
spruchsberechtigten oder der Einberufene zu den
im § 12 des Verbotsgesetzes genannten Personen
gehören.

§ 9. Die eidesstättige Erklärung [§ 4, Abs. (1),
des Gesetzes] ist nach dem in der Anlage abge-
druckten Muster abzugeben. Fehlt es an Personen,
die berufen oder in der Lage wären, die eides-
stättige Erklärung abzugeben, so kann die Er-
klärung, wenn es sich um ein unter Amtsvor-
mundschaft stehendes Kind handelt, durch eine
Bestätigung des zuständigen Jugendamtes, in an-
deren Fällen durch eine Bestätigung der sonst in
Betracht kommenden Behörden ersetzt werden.

§ 10. Wurde Anstaltspflege als Familienunter-
halt gewährt, so gehen nur die bis 27. April 1945
aufgelaufenen Verpflegskosten zu Lasten des
Familienunterhaltes. Wurde gegenüber einer
nichtöffentlichen Anstalt die Zahlung von Ver-
pflegskosten über diesen Stichtag hinaus über-
nommen, so ist hiefür längstens bis zum Inkraft-
treten dieser Verordnung Ersatz in dem Ausmaß
zu leisten, das der Gebühr der niedrigsten Ver-
pflegsklasse einer gleichartigen öffentlichen An-
stalt oder den für Sozialversicherungsträger vor-
gesehenen Ersatzleistungen entspricht. Dies gilt
nicht für bereits geleistete Zahlungen.

§ 11. Familienunterhaltsleistungen, die zu Un-
recht empfangen wurden, sind rückzuersetzen,
wenn sie durch vorsätzliche oder fahrlässige
falsche Angaben veranlaßt wurden oder die An-
zeigepflicht [§ 4, Abs. (2), des Gesetzes] verletzt
wurde und der Empfänger nicht in gutem
Glauben sein konnte, daß ihm der Familienunter-
halt gebühre. Der Rückersatz kann gestundet
oder in Teilbeträgen abgestattet werden. In be-
sonders berücksichtigungswürdigen Fällen kann
das Staatsamt für soziale Verwaltung den Rück-
ersatz erlassen.

§ 12. (1) Für die in § 2, Abs. (2) des Gesetzes
genannten Personen sind die Leistungen des Fa-
milienunterhaltes mit Bescheid festzusetzen. Für
die in § 2, Abs. (1), des Gesetzes genannten Per-
sonen sind die Leistungen des Familienunterhaltes
mit Bescheid neu festzusetzen, wenn in den Ver-
hältnissen, die für die Bemessung maßgebend
waren, eine Änderung eingetreten ist.

(2) Über Berufungen entscheidet die Landes-
hauptmannschaft (in Wien der Magistrat). Das
gleiche gilt für anhängige, auf Grund der bis-
herigen Vorschriften eingebrachte Beschwerden.
In letzter Instanz entscheidet das Staatsamt für
soziale Verwaltung.

§ 13. Die Aufgaben des eingeschränkten Fa-
milienunterhaltes sind eine Angelegenheit der
staatlichen Verwaltung. Der Aufwand für den
durch die staatlichen Zuschüsse nicht gedeckten
Teil der Abschlagszahlungen ist von den Bezirks-
fürsorgeverbänden zu tragen. Die Ausgaben des
Familienunterhaltes sind von den Ausgaben der
öffentlichen Fürsorge getrennt zu verrechnen.

Böhm
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Anlage.


